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55. In der Legende "Festlegungen" zu "Landesentwick­
lungsplan NRW (Zeichnerische Festlegungen)" wird 
die Definition zu dem fünften Symbol wie folgt ge­
fasst: "Landesbedeutsame Flughäfen". 

Artikel 2 
Aufhebung von Verordnungen 

Der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 
11. Mai 1995 (Gv. NRW. S. 532), der durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (Gv. NRW. S. 934) ge­
ändert worden ist, die Verordnung über den sachlichen 
Teilplan großflächiger Einzelhandel zum Landesent­
wicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 11. Juli 2013 
(Gv. NRW S. 420) und die Bekanntmachung des Lan­
desentwicklungsplanes Schutz vor Fluglärm vom 17. Au­
gust 1998 (Gv. NRW. S. 512) werden mit Wirkung vom 8. 
Februar 2017 aufgehoben. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Juli 2019 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S t a m p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m per 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Justiz 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k war t 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Lau man n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e bau e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r ren b ach 

Der Minister für Verkehr 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

U rsula H ein e n E s s e r 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel P f e i f f e r - P 0 e n s gen 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Dr. Stephan Ho 1 t hof f - P f ö r t n e r 

- Gv. NRW. 2019 S. 346 
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Gesetz 
zur Änderung des Teilhabe- und Integrations­
gesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des 

Asylbewerberleistungsgesetzes 
Vom 12. Juli 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integrations­
gesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des 

Asylbewerberleistungsgesetzes 

820 

Artikel 1 
Änderung des Teilhabe- und 

Integrationsgesetzes 

Das Teilhabe- und Integrationsgesetz vom 14. Februar 
2012 (Gv. NRW. S. 97), das durch Gesetz vom 12. Oktober 
2018 (Gv. NRW. S. 573) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Der Angabe zu § Ha wird die Angabe ,,2018" an­
gefügt. 

b) Nach der Angabe zu § 14 b wird folgende Angabe 
angefügt: 

,,§ 14c Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 
2019". 

2. In § Ha wird der Überschrift die Angabe ,,2018" an­
gefügt. 

3 . Nach § 14 b wird folgender § 14 c eingefügt: 

,,§ 14c 
Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2019 

(1) Die Gemeinden erhalten im Jahr 2019 Zuweisun­
gen in Höhe von insgesamt 400 Millionen Euro zur 
Entlastung bei Maßnahmen zur Integration und zum 
kommunalen Inte-grationsmanagement insbesondere 
von Asylbegehrenden, anerkannten Schutzberechtig­
ten und Geduldeten. Zur Unterstützung bei der be­
sonderen Koordinierungsfunktion gegenüber den 
kreisangehörigen Gemeinden, insbesondere im Be­
reich des kommunalen Integrationsmanagements und 
für eigene Integrationsmaßnahmen, erhalten die 
Kreise in 2019 Zuweisungen in Höhe von 32,8 Millio­
nen Euro. Die Festsetzung des jeweiligen Anteils der 
Kreise erfolgt unter Berücksichtigung der sich jeweils 
im Kreisgebiet aufhaltenden geflüchteten Personen 
entsprechend den nach Absatz 2 zu berücksichtigen­
den Bestandsdaten. § 7 bleibt unberührt. 

(2) Die Zuweisungen an die Gemeinden werden im 
Verhältnis der Summe der Personen der nach § 4 Ab­
satz 3 Satz 1, § 3 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 des 
Fl üch tlingsa ufnahmegesetzes erstellten d urchschni tt­
lichen Bestandsstatistik für die Monate Oktober bis 
Dezember 2018 mit einem Anteil von 40 Prozent und 
des nach § 6 Absatz 2 der Ausländer-Wohnsitzrege­
lungsverordnung zum Stichtag 1. Januar 2019 erhobe­
nen Bestandes an Personen unter Berücksichtigung 
von Nachmeldungen bis zum 15. Juli 2019 mit einem 
Anteil von 60 Prozent auf die Gemeinden verteilt. Um 
eine sachgerechte Mindestpartizipation an den Zu­
weisungen für jede Gemeinde sicherzustellen, erhält 
jede Gemeinde dabei mindestens einen Betrag in 
Höhe von 100 000 Euro. Maßgeblich sind die Daten 
der Bestandsstatistik nach dem Flüchtlingsaufnahme­
gesetz nach Satz 1 in der Fassung nach Uberprüfung 
gemäß § 6 Absatz 3 Flüchtlingsaufnahmegesetz bis 
zum 15. Juli 2019. 

(3) § 14a Absatz 3 gilt entsprechend mit der Maß­
gabe, dass die nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 er­
mittelten Zuweisungsbeträge Gegenstand des Erlasses 
sind und diese bis spätestens zum 31. Oktober 2019 
festgesetzt werden. 
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(4) § 14a Absatz 4 gilt entsprechend. Im besonderen 
Interesse des Landes liegen dabei auch Maßnahmen, 
die der Förderung der Werte entsprechend der Vorgaben 
des Grundgesetzes, dem Spracherwerb, der Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Wirken 
gegen Rassismus und Diskriminierung und der Ent­
wicklung und Umsetzung von lebenslagenbezogenen 
Integrationskonzepten einschließlich der Förderung der 
Einbürgerung nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz 
dienen. Abweichend von Satz 1 können die Gemeinden 
ihren Zuweisungsbetrag nach Absatz 2 auch für Kosten 
verwenden, die ihnen nach dem Asylbewerberleis­
tungsgesetz für in ihrem Gemeindegebiet ab dem vier­
ten Monat nach Eintritt der vollziehbaren Ausreise­
pflicht tatsächlich sich aufhaltenden, nach § 60 ades 
Aufenthaltsgesetzes geduldeten Personen entstehen. 
Dabei ist sicherzustellen, dass der Zuweisungsbetrag 
überwiegend für Integrationsmaßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 sowie Absatz 1 einzusetzen ist. 

(5) Die Gemeinden und die Gemeindeverbände setzen 
die Zuweisungen nach den Absätzen 1 bis 4 für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis spätestens zum 30. 
November 2020 ein. Es muss sich dabei nicht um neue 
Maßnahmen handeln. Zu ihrer Unterstützung können 
sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauf­
tragen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
der Bezirksregierung Arnsberg - Kompetenzzentrum 
für Integration - bis zum 31. März 2021 über die Ver­
wendung der Mittel zu berichten und ein Testat durch 
den zuständigen Hauptverwaltungsbeamten oder 
Kämmerer vorzulegen. Die Verwendung der Zuwei­
sungen für Integrationsausgaben, die bereits durch 
Mittel der Europäischen Union, des Bundes, des Lan­
des Nordrhein-Westfalen oder weiterer Dritter abge­
deckt sind, ist nicht zulässig. Einzelheiten zu den Sät­
zen 1 bis 4 regelt das für Integration zuständige Mi­
nisterium im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium durch Erlass." 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur 

Ausführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ausführung des Asylbewerberleistungs­
gesetzes vom 29. November 1994 (Gv. NRW S. 1087), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2015 (Gv. NRW S. 901) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Für die Unterbringungseinrichtungen des Landes 
für Asylbewerberinnen und Asylbewerber ist die 
Bezirksregierung zuständig, in deren Bezirk die 
Einrichtung liegt." 

b) In Satz 3 wird die Angabe ,,6" durch die Angabe 
,,9" ersetzt. 

2. In § 3 wird die Angabe ,,27. März 1984 (Gv. NW. 
S. 214)" durch die Angabe ,,28. Februar 2003 (Gv. 
NRW. S. 93)" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Juli 2019 

(L.S) 

Die Landesregierung N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S tarn p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m per 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Lau man n 
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Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r ren b ach 

Gv. NRW. 2019 S. 363 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 
Vom 12. Juli 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Fünftes Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (Gv. NRW. S. 30), das zuletzt durch Gesetz vom 18. 
Dezember 2018 (Gv. NRW. S. 770) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 17 
folgende Angabe eingefügt: 

,,§ 17 a Zuständigkeitskonzentration". 

2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "im Ge­
richtsverfassungsgesetz und in anderen Bundesgeset­
zen enthaltenen Ermächtigungen der Landesregie­
rung" durch die Wörter "Ermächtigungen der Lan­
desregierung im Gerichtsverfassungsgesetz und in 
anderen Bundesgesetzen" ersetzt. 

3. Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,,§ 17a 
Zuständigkeitskonzentration 

Für Klagen gegen Verwaltungs akte, mit denen eine 
vom Land Nordrhein-Westfalen beauftragte zentrale 
Behörde über die Vergabe eines Medizinstudienplatzes 
entschieden hat, ist ausschließlich das Verwaltungsge­
richt Gelsenkirchen örtlich zuständig. Dies gilt auch 
bei Verpflichtungsklagen. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Juli 2019 

(L.S) 

Die Landesregierung N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S tarn p 
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